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Solidarité sans frontières

weil unsere humanitäre Tradition auf 
dem Spiel steht.Wir haben die inter-
nationale Menschenrechts-, Flüchtlings- 
und Kinderkonvention unterschrieben.
In der Bundesverfassung sind unsere 
Grundrechte verankert. Ich will in einem 
Land leben, wo «Menschenwürde» keine 
leere Worthülse ist, sondern gelebt wird.

Lilith Claudia Hübscher
Kantonsrätin GRÜNE

www.sosf.ch

Ramos war «Informant»,
aber auch Doppelagent
Der Einsatz eines ehemaligen
kolumbianischen Drogen-
händlers war einmalig, aber nicht
ungesetzlich. Zu diesem Schluss
kommt das Bundesstrafgericht.
Grosse Fragezeichen bleiben.

Von Hanspeter Bürgin

Die Beschwerdekammer des Bundesstraf-
gerichts in Bellinzona hat am späten Mon-
tagnachmittag überraschend früh Stellung
genommen zum «Fall Ramos» und dabei
den abtretenden Bundesanwalt Valentin
Roschacher entlastet. Noch am Freitag
hatte deren Präsident, Emanuel Hoch-
strasser, bestätigt, dass er neue Akten er-
halten hatte, die noch in die Untersuchung
einfliessen könnten. Das Vorprellen Bel-
linzonas erstaunt, da die Ergebnisse der
Untersuchung gegen die Bundesanwalt-
schaft erst nächste Woche hätten präsen-
tiert werden sollen.

Gemäss Pressemitteilung war der Ein-
satz von Ramos als «Informant» zwischen
Dezember 2002 und August 2004 «einma-
lig in seiner Art». Bundesanwaltschaft und
Bundeskriminalpolizei hatten den verur-
teilten Drogenhändler mit dem Auftrag
eingesetzt, «im in der Schweiz operieren-
den kriminellen Umfeld Informationen,
insbesondere im Bereich des Drogenhan-
dels, der Geldwäscherei von Drogengeld
und des Menschenhandels, zu beschaf-
fen». Daraus hätten neun Ermittlungsver-
fahren resultiert. Dazu gehört auch die
Strafuntersuchung gegen den Zürcher
Bankier Oskar Holenweger wegen des
Verdachts auf Geldwäscherei.

Was die Beschwerdekammer in der
gestrigen Mitteilung unterschlägt, ist der
Umstand, dass Ramos ein Doppelagent

war, also nicht nur für die Schweizer Be-
hörden ermittelte, sondern mutmasslich
auch im Auftrag der USA tätig war. Diesen
Zusammenhang hatte Emanuel Hochstras-
ser dem TA bestätigt. Ramos sei «sofort
heimgeschickt» worden (nach Bogotá), als
die Bundeskriminalpolizei bzw. Bundes-
anwaltschaft merkte, «dass er ein Doppel-
agent war», schrieb er in einem E-Mail.

Die entscheidende Frage ist, ob den
Schweizer Behörden tatsächlich nicht be-
kannt war, dass Ramos für die US-Behör-
den arbeitete. Denselben Ramos hatten
nämlich die damalige Bundesanwältin
Carla Del Ponte und Valentin Roschacher
bereits 1997 im Fall Salinas de Gortari ein-
vernommen. Raúl, der Bruder des mexika-
nischen Präsidenten Carlos Salinas, war
von Ramos schwer belastet worden.
Darauf sperrten die Schweizer Behörden
seine Konten.

Bundesanwalt Roschacher hatte den
Einsatz des verurteilten Ramos kurz vor
seiner Rücktrittsankündigung bestätigt,
seine Rolle aber auf die des «Türöffners»
reduziert. Es ist bekannt, dass der dama-
lige Chef der Bundeskriminalpolizei dem
Einsatz von Ramos ablehnend gegenüber-
stand. Später wurde eine Taskforce ge-
gründet, welche die Operation leitete.
Dabei seien die damals in der Schweiz gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen einge-
halten worden, schreibt die Beschwerde-
kammer. Dies gelte sowohl für die Verfü-
gungen zur Überwachung der Telekom-
munikation als auch beim «Einsatz eines
verdeckten Ermittlers».

Daraus lässt sich ableiten, dass die
Beschwerdekammer kein Problem sieht,
die Beweismittel im Verfahren gegen den
Bankier Holenweger zu verwenden. Offen-
kundig ist ihr auch egal, dass der zuständige
Untersuchungsrichter bis heute keine
Kenntnis über den Anfangsverdacht hat,
der vom Doppelagenten Ramos stammt.

Behinderte und SP zögern
mit IV-Referendum
Der Nationalrat will erst nach
der Sanierung der Invaliden-
versicherung über zusätzliche
Geldquellen diskutieren.
Trotzdem droht die Linke nicht
mit dem Referendum.

Von Philipp Mäder, Flims

Im März noch gab sich die Zürcher SP-
Nationalrätin Christine Goll kämpferisch:
«Das vorliegende Resultat provoziert ein
Referendum geradezu», sagte sie damals
nach der Debatte über die 5. Revision der
Invalidenversicherung (IV). Gestern hat
der Nationalrat das Gesetz erneut disku-
tiert und ist dabei der Hauptkritik der Lin-
ken nicht gefolgt: Er will weiterhin zu-
nächst die Sparmassnahmen der laufen-
den Revision in Kraft setzen und erst dann
über zusätzliches Geld für die defizitäre
IV debattieren. Einen Antrag von SP-Prä-
sident Hans-Jürg Fehr, gleichzeitig über
Sparmassnahmen und Zusatzfinanzierung
abzustimmen, lehnte der Rat ab.

Dennoch mochte Goll gestern nicht
mehr mit dem Referendum drohen. Ent-
scheidend sei die Haltung der Behinderten
selbst: Ergriffen diese das Referendum,
müsse die SP Unterstützung leisten, sagte
Goll. Ihre Fraktionskollegin Jacqueline
Fehr wiederum verwies auf die Gewerk-
schaften: «Neben den Behindertenorgani-
sationen sind vor allem die Sozialpartner
für die IV zuständig.» Diese müssten ein
Referendum lancieren.

Doch auch die Gewerkschaften gaben
den Ball subito an die Behinderten weiter:
«Allenfalls könnten wir deren Referen-
dum unterstützen», sagte Paul Rechstei-
ner, Präsident des Schweizerischen Ge-
werkschaftsbundes.

Auch wenn es nicht alle offen sagen:
Der Grund für die linke Zurückhaltung ist
die Sorge, sich mit einem weiteren Refe-
rendum zu übernehmen: Bereits am Sams-
tag hatte die SP beschlossen, eine Volks-
initiative gegen den «Missbrauch beim
Steuerwettbewerb» zu lancieren (TA von
gestern). Und bei der Unternehmenssteu-
erreform hat die SP ebenfalls das Referen-
dum angedroht. Generalsekretär Thomas
Christen gibt sich deshalb pragmatisch:
«Bei einem Referendum gegen die IV-Re-
vision ist die Frage der Ressourcen ent-
scheidend. Wir müssen uns das sehr gut
überlegen.»

Bei der Dachorganisation der privaten
Behindertenhilfe (Dok), der alle grossen
Behindertenorganisationen angehören, ist
die Botschaft von SP und Gewerkschaften
angekommen. Und wie diese findet auch
Dok-Sekretär Thomas Bickel, dass die Mit-
teparteien mit der Trennung zwischen
Sparmassnahmen und Zusatzfinanzierung
ihr Wort gebrochen hätten. Dennoch
bleibt Bickel vorsichtig: «Es ist nicht si-
cher, dass wir das Referendum ergreifen,
wenn die Finanzierung der IV weiterhin
verzögert wird.» Zunächst gelte es, die Sit-
zung der zuständigen Parlamentskommis-
sion von Anfang Oktober abzuwarten.

Noch vorsichtiger ist die Behinderten-
organisation Pro Infirmis. Zwar müsse
man die Revision nochmals anschauen,
wenn sie endgültig verabschiedet sei, sagt
Sprecher Mark Zumbühl. «Aber dass die
Zusatzfinanzierung offen bleibt, ist für uns
kein Grund für ein Referendum.»

Nochmals in den Ständerat

In zwei anderen Punkten, darunter der
Kapitalhilfe zur Wiedereingliederung,
hielt der Nationalrat an seiner Version
fest. Die 5. IV-Revision kommt deshalb
nochmals in den Ständerat.

Sturmgewehre und
Munition gestohlen
Marly. – Unbekannte Täter haben am
Wochenende aus einer Truppenun-
terkunft im freiburgischen Marly 82
Sturmgewehre, 43 Dosen Taschen-
munition, 3 Pistolen und 10 Nacht-
sichtgeräte gestohlen. Am Montag-
morgen entdeckten Angehörige des
Führungsunterstützungsbataillons 15,
dass in der Zivilschutzanlage die
Waffenkammer und das Munitions-
magazin ausgeräumt waren.

Laut dem Sprecher der Militär-
justiz, Martin Immenhauser, wiesen
beide Räume Einbruchspuren auf.
Einen so «gravierenden Fall» habe
er in den acht Jahren seiner Tätig-
keit als Informationschef noch nie
erlebt. «Es kommt vor, dass ein,
zwei Sturmgewehre bei einem Ein-
bruch entwendet werden, aber
höchstens einmal pro Jahr», sagte
er.

Am Abend tappten die in Marly er-
mittelnden Militär- und Zivilpolizis-
ten noch im Dunkeln, wer so viele
Gewehre und Munition gestohlen
haben könnte. Eine zivile Täterschaft
gilt jedoch als wahrscheinlich.

Ob die Truppe während des Ur-
laubs im Wiederholungskurs die
Waffen und die Munition vorschrifts-
gemäss gelagert hat, ist Gegenstand
der Untersuchung. Vorschrift ist laut
Immenhauser, dass beides in geeig-
neten Räumen eingeschlossen wird
und die Waffen getrennt von den
Verschlüssen gelagert werden. (di)

Soldaten auch
künftig am WEF
Flims. – Die Armee soll den Kanton
Graubünden beim World Economic
Forum (WEF) in Davos auch in den
nächsten drei Jahren mit bis zu 5000
Soldaten unterstützen. Der Ständerat
hat den Armee-Einsatz von 2007 bis
2009 mit 32 zu 9 Stimmen genehmigt.

 Mit dem Einsatz werde kein Neu-
land beschritten, sagte Kommissions-
sprecher Hermann Bürgi (SVP, TG).
Bereits für die Jahre 2004 bis 2006 be-
willigte das Parlament militärische
Unterstützung für das WEF. Die Sol-
daten helfen mit, Personen und Ob-
jekte zu beschützen. Vergeblich
warnte Michel Béguelin (SP, VD) da-
vor, die Unterstützung einer «priva-
ten Veranstaltung» zu institutionali-
sieren. Die Mehrkosten betragen jähr-
lich rund 2 Millionen Franken. (SDA)

Drei Neue
im Nationalrat
Flims. – Zu Beginn der Herbstsession
in Flims hat der Nationalrat drei neue
Mitglieder aufgenommen. Den Eid
geleistet haben die Luzernerin Ida
Glanzmann (CVP), der St. Galler An-
dreas Zeller (FDP) und der Aargauer
Markus Zemp (CVP). Sie ersetzen die
zurückgetretenen Josef Leu und Pe-
ter Weigelt sowie Doris Leuthard.
Glanzmann ist Präsidentin der CVP
Frauen und bringt parlamentarische
Erfahrung aus dem Luzerner Gross-
rat mit. Weigelt-Nachfolger Zeller
sass bisher im St. Galler Kantonspar-
lament und leitete von 1999 bis 2005
die kantonale FDP. Der 52-jährige
Markus Zemp amtete als Bezirksprä-
sident der CVP Lenzburg. (AP)

Versorgung mit
Impfstoffen sichern
Bern. – Im Fall einer Pandemie, wie
der Vogelgrippe, soll der Bundesrat
mehr Kompetenzen erhalten. So
kann er bereits vor dem Ausbruch ei-
ner Pandemie die Beschaffung von
Impfstoffen und Heilmitteln finan-
zieren. Der Nationalrat hat gestern
ohne Gegenstimme die Änderung des
Epidemiengesetzes verabschiedet. Es
erlaubt dem Bundesrat auch, die Her-
stellung von Pandemie-Medikamen-
ten in der Schweiz zu fördern. (AP)

Fahrende erhalten
weiter Geld vom Bund
Flims. – Die Stiftung Zukunft für
Schweizer Fahrende kann ihre Tätig-
keit weiterführen. Der Nationalrat
hat als Zweitrat einen Rahmenkredit
von 750 000 Franken für die Jahre
2007 bis 2011 gutgeheissen. Das Geld
soll dazu dienen, den rund 30 000
Fahrenden im Land den Alltag zu er-
leichtern und das Zusammenleben
mit der ansässigen Bevölkerung zu
fördern. Der Antrag einer links-grü-
nen Minderheit, die Kreditsumme
auf 1,5 Millionen Franken zu verdop-
peln, blieb jedoch ohne Erfolg. (AP)

Genfer Linke
gruppiert sich neu
Genf. – Die von Spannungen und
Streit gelähmte Genfer Linksallianz
Alliance de gauche (AdG) verschwin-
det von der politischen Bühne und
tritt als Linksallianz A gauche toute!
neu an. Unter dem neuen Banner fin-
den sich jedoch die gleichen Parteien
und Politiker wieder. (SDA)

solcher Taten ein. Verteidigungsminister
Schmid sagte gegenüber dem TA (2. Sep-
tember), die Armee sei «nicht verantwort-
lich für die Probleme in unserer Gesell-
schaft». Die Regierung – mit Ausnahme
von Moritz Leuenberger und Micheline
Calmy-Rey – folgte ihrem SVP-Kollegen.
Die Munition im Schrank sei «aus staats-
politischer Sicht von nicht zu unterschät-
zender Bedeutung», belehrt der Bundesrat
die Öffentlichkeit. Françoise Saudan (FDP,
GE) sagt wie Fetz, das Argument sei «scho-
ckierend». Ihr Mann, ereifert sich die Gen-
ferin Saudan, sei zwar ein alter Waffen-
sammler. «Aber er hat daheim keine Muni-
tion. Das würde ich nie erlauben.»

ben», erklärt die Buchhalterin. Ihr Argu-
ment: Wer einen Mord plane, führe ihn so-
wieso aus – «mit oder ohne Armeemuni-
tion im Sturmgewehr». Derzeit werden
rund 286 000 Sturmgewehre und Offiziers-
pistolen von Wehrmännern daheim aufbe-
wahrt. Am 30. April wurde die ehemalige
Skirennfahrerin Corinne Rey-Bellet von
ihrem Mann Gerold Stadler durch Schüsse
aus seiner Armeepistole getötet. In der
Schweiz ereignen sich im internationalen
Vergleich besonders viele Familientragö-
dien. In fast 60 Prozent davon dienen Ar-
meegewehre und -pistolen als Tatwaffen.
In seiner abschlägigen Antwort ging der
Bundesrat mit keinem Wort auf die Opfer

gen zu verwehren, man solle ihren Män-
nern Gewehr und Munition abnehmen.»

Skeptische Ständerätinnen

Allerdings stehen längst nicht alle Stän-
derätinnen hinter Fetz. Trix Heberlein
(FDP, ZH) etwa möchte nicht «aus einer
Emotion heraus» verbieten, daheim Muni-
tion zu lagern. «Man kann ja auch andere
Munition kaufen», argumentiert die
Rechtsanwältin und will abwarten, was die
Sicherheitspolitiker ihr raten. Deutlich und
grundsätzlich verwahrt sich Helen Leu-
mann-Würsch (FDP, LU) gegen Fetz’ An-
trag: «Die Munition soll im Schrank blei-

Entscheid über Munition ausgesetzt
Die Ständeräte wollen noch nicht
entscheiden, ob die Munition
von Armeeangehörigen aus dem
Privatschrank verbannt wird.
Man müsse das gründlicher
diskutieren.

Von Bettina Mutter, Flims

Beim Eröffnungsapéro vor dem Hotel
Waldhaus in Flims machte sich Ständerat
Philippe Stähelin (CVP, TG) Sorgen, dass
der Raub von 82 Sturmgewehren und 3 Ar-
meepistolen in Marly (vgl. Kasten) einen
Ratsentscheid beeinflussen könnte. Das
war der Fall – allerdings nicht so, wie Stän-
derätin Anita Fetz (SP, BS) es sich ge-
wünscht hätte. Statt zu entscheiden, schob
die kleine Kammer ihre Motion «Für mehr
häusliche und öffentliche Sicherheit» vor-
erst ab. Fetz fordert, künftig dürften aktive
Armeeangehörige ihre Munition nicht
mehr daheim aufbewahren.

Froh über den Aufschub

Dank eines Ordnungsantrags von Hans-
ruedi Stadler (CVP, UR) blieb den Stände-
räten der brisante Entscheid erspart. Stad-
ler wollte verhindern, dass Fetz scheitert.
Er erzählte von seiner Betroffenheit, als
sich vor einigen Jahren eine ihm nahe ste-
hende Person mit der Armeewaffe er-
schossen habe. Jetzt wolle er dafür sorgen,
dass das Problem ein für alle Mal gelöst
werde. Darum sollten sich die Sicherheits-
politiker nun erst «vertieft» des Problems
annehmen.

Über diesen Aufschub sind die meisten
Bürgerlichen im Ständerat froh – zumal
der Bundesrat sich klar gegen Fetz’ Anlie-
gen stellte. Aber es gibt viele Skeptiker im
Rat. CVP-Fraktionschef Urs Schwaller
sagte: «Anita Fetz’ Begehren ist ein unge-
nügender Versuch, das Problem zu lösen.»
Sein Parteikollege Carlo Schmid (AI)
warnt, die Frage sei «längst nicht ausdis-
kutiert». Kollege Rolf Schweiger (FDP,
ZG) gefällt Fetz’ Idee, er hofft aber, die
Kommission werde noch «etwas Ganz-
heitlicheres» finden. Einzig This Jenny
(SVP, GL) und Simon Epiney (CVP, VS)
ärgern sich über ihre bürgerlichen Kolle-
gen. Jenny schimpft sie «alte Offiziere, die
am liebsten immer noch im Réduit säs-
sen». Die Munition gehöre ausser Haus.
Epiney ärgert sich zudem über den Bun-
desrat: «Er würde besser die Armee richtig
reformieren, statt den Frauen das Anlie-
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Kam mit ihrem Anliegen nicht durch: SP-Ständerätin Anita Fetz.


